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Im Auftrag der:

Zivilgesellschaftliches Engagement  
ist für den Klimaschutz unabdingbar!

Das zivilgesellschaftliche Enga-
gement trägt dafür Sorge, dass 
dem Klimaschutz auch dann die 
erforderliche Öffentlichkeitswahr-
nehmung zukommt und Verände-
rungsdruck in Richtung individu-
elles Umdenken, wirtschaftliches 
Umsteuern sowie politische 
Rahmensetzung erfolgt, wenn der 
Medien-Hype gerade ein anderes 
Thema entdeckt hat.

Global stellen die 1992 in New 
York City verabschiedete und im 
gleichen Jahr auf der UN-Konfe-
renz für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) in Rio de Janeiro von 
den meisten Staaten unterschrie-
bene Klimarahmenkonvention der 
Vereinten Nationen (UNFCCC) und 
das daran angeschlossene Kyoto-
Protokoll die bislang einzigen 
völkerrechtlich verbindlichen 
Regelungen zum Klimaschutz dar. 
Im Kyoto-Protokoll, das mittler-
weile von fast allen Staaten mit 
Ausnahme der USA und Australi-
ens ratifiziert worden ist, wurde 
die Reduktion der Treibhausgas
emissionen aller industrialisier-
ten Staaten auf ein bestimmtes 
Niveau festgeschrieben. Es ent-
hält aus Sicht des Klimaschutzes 
jedoch nur vergleichsweise 
geringe und unzureichende 
Reduktionsverpflichtungen, die 
zudem nicht über das Jahr 2012 

hinaus reichen. Deshalb läuft der-
zeit der sogenannte Post-Kyoto-
Prozess, in dem über die Zukunft 
der Klimapolitik verhandelt wird. 
Der Erfolg der im kommenden 
Jahr stattfindenden Klima-Konfe-
renz in Kopenhagen wird deshalb 
daran gemessen werden, ob es 
gelingt, wirksame Klimaschutz-
Maßnahmen verbindlich festzule-
gen und dabei eine Vereinbarung 
zwischen den Industrieländern 
und den starken Schwellenlän-
dern wie China, Indien, Brasilien 
zu erreichen sowie die Entwick-
lungsländer auch mit finanziellen 
Beiträgen beim Klimaschutz zu 
unterstützen. Ein Schlüssel dafür 
wird nicht zuletzt der neu gewähl-
te US-Präsident Barack Obama 
sein, von dem auch klimapolitisch 
ein „Change – we can believe in“ 
erwartet wird.

Die Staats- und Regierungschefs 
der Europäischen Union (EU) 
haben sich im März 2007 auf 
das Ziel verständigt, den CO2-
Ausstoß bis zum Jahr 2020 um 

mindestens 20 % zu senken (im 
Vergleich zu 1990). Die Europä-
ische Kommission hat dazu im 
Januar 2008 gesetzgeberische 
Vorschläge unterbreitet, so z. B. 
im Hinblick auf eine Revision des 
EU-Emissionshandelssystems, 
die nunmehr dem EU-Ministerrat 
und dem Europäischen Parla-
ment zur Entscheidung vorliegen, 
wobei eine Einigung bis Ende 
2008 angestrebt wird.

Der Senat von Berlin hat im 
Sommer 2008 auf Initiative der 
Umweltsenatorin Katrin Lomp-
scher ein klimaschutzpolitisches 
Arbeitsprogramm verabschie-
det, das auf dem bereits 2006 
beschlossenen Landesenergie
programm aufbaut und über das 
europäische Ziel hinausgeht. 
Mit dem klimaschutzpolitischen 
Arbeitsprogramm hat sich der 
Senat verpflichtet, die CO2-Emis-
sionen Berlins bis 2020 um 40 % 
gegenüber 1990 zu reduzieren. 

„Global denken – lokal han-
deln“ – dieses Motto ist Aus-
gangspunkt einer Vielzahl von 
Initiativen und Einzelpersonen 
in Berlin, die mal spontan und 
kurzlebig, vielfach sehr konti-
nuierlich und langfristig, aber 
in jedem Fall mit ungemein 
großem Engagement im Kli-
ma- und Umweltschutz tätig 
sind.

 Fortsetzung auf Seite 2

©
 F

ra
nz

 P
flu

eg
l -

 F
ot

ol
ia

.c
om



Energie-ImpulsE Seite 2/Ausgabe 04.08

Zivilgesellschaftliches Engagement  
ist für den Klimaschutz unabdingbar!

Angesichts der Tatsache, dass 
global gesehen die CO2-Emissi-
onen trotz aller Beschlüsse nicht 
abgesunken, sondern angestie-
gen sind, könnte dieses Berliner 
Ziel leicht als ein Lippenbekennt-
nis wahrgenommen werden. Wer-
fen wir einen Blick auf die bisher 
erreichten CO2-Reduktionen in 
Berlin, wird jedoch deutlich, dass 
der Senat es ernst meint. Bisher 
hatten Senat und Abgeordneten-
haus sich dazu verpflichtet, die 
CO2-Emissionen bis 2010 um 
25 % gegenüber 1990 zu redu-
zieren. Dieses Ziel wurde 2005 
bereits erreicht. Doch nur wenn 
jetzt nicht nachgelassen wird, 
sondern weitergehende Maßnah-
men beschlossen und vor allem 
umgesetzt werden, kann Berlin 
seinen Beitrag zur Erfüllung der 
deutschen und europäischen 
CO2-Reduktionsmaßnahmen 
leisten.

Da die Erfahrungen der ver-
gangenen 20 Jahre gezeigt haben, 
dass klimaschutzpolitische Maß-
nahmen nur dann wirksam sind, 
wenn möglichst viele Akteure 
einbezogen sind, ist auch das kli-
maschutzpolitische Arbeitspro-
gramm des Senats darauf ausge-
richtet, Partner in der Zivilgesell-
schaft und der Wirtschaft Berlins 
zu finden und zu aktivieren.

Wie eng und erfolgreich Initiati-
ven, Einzelpersonen, Unterneh-
men und Politik in Berlin zusam-
menarbeiten, ist an einigen 
Beispielen abzulesen.

Berlin ist ein wichtiger Gesund-
heitsstandort. Die über 50 Kran-
kenhäuser im Krankenhausplan 
des Landes stehen vor der Auf-
gabe, neue technische Geräte 
einzusetzen und gleichzeitig 
Energie und damit verbundene 
Kosten einzusparen. Nach unab-
hängigen Erhebungen könnten 
die Krankenhäuser bundesweit 

ca. 600 Mio. Euro an Energiekos
ten einsparen und dabei jährlich 
6 Mio. Tonnen CO2 vermeiden. 
Der Bund für Umwelt und Natur-
schutz in Deutschland (BUND) 
hat deshalb, unterstützt von der 
Berliner Energieagentur (BEA), 
ein Projekt „Gütesiegel Energie-
sparendes Krankenhaus“ aufge-

legt. Bundesweit wurden bislang 
25 Krankenhäuser ausgezeichnet, 
darunter allein sieben in Berlin.

Eine ökologische Wohnsiedlung 
in Johannisthal und Berlins 
größtes Solardach-Projekt 
waren in diesem Jahr die beiden 
Haupt-Preisträger der Initiative 

„KlimaSchutzPartner Berlin“, die 
bereits zum siebten Mal verge-
ben wurde. Durch die Projekte 
der bisherigen Preisträger zur 
Energieeinsparung und Nutzung 
erneuerbarer Energien wird der 
Ausstoß von 18.000 Tonnen CO2 
jährlich verhindert.

Vor wenigen Wochen erst erhielt 
der Trägerverein Lichtenrader 
Volkspark e. V. den diesjährigen 
Umweltpreis des BUND in der 
Kategorie Umweltengagement. 
Der Verein betreibt seit 1979 

den Lichtenrader Volkspark. In 
eigener Regie gestalten, pfle-
gen und betreiben Bürger und 
Bürgerinnen aus Lichtenrade 
das 40.000 m2 große öffentliche 
Parkgelände für die Allgemein-
heit.

Neben Energiesparmaßnahmen 
insbesonde-
re im Gebäu-
debestand 
wird eine 
noch besse-
re Nutzung 
der erneu-
erbaren 
Energien in 
Berlin der 
Schlüssel 
künftiger 
CO2-Re-
duktionen 
sein. Das 
genannte 
Solardach-
Projekt der 
Firma „30° 
Solar“ mit 
einer Fläche 
von 21.700 
m2 und 

einer Leistung von 1.055 Kilowatt 
gehört ebenso dazu wie das 
erste 180 Meter hohe Windrad 
Berlins mit einer Leistung von ca. 
zwei Megawatt. Dessen geplante 
Jahresproduktion entspricht dem 
Bedarf von mehr als 1.000 Vier-
Personen-Haushalten. 

Nicht zu vergessen die mit einer 
Kollektorfläche von 1.900 m2 
größte Solar-Strom-Anlage der 
Hauptstadt, die von den Berliner 
Wasserbetrieben im Frühjahr 
2008 ans Netz ging. Hiermit lässt 
sich der Trinkwasserbedarf von 
mehr als 8.500 Berlinern aus 
der Tiefe pumpen, aufbereiten 
und durch das Rohrnetz ins Haus 
transportieren.  

Der Solarverein Berlin Branden-
burg e. V. errichtet seit einigen 
Jahren sogenannte Bürgersolar-

anlagen und berät andere Solar
initiativen. Das gerade gebaute 
Sonnendach in Kuhhorst ist die 
siebte und bisher größte Investi-
tion des Vereins. Die eine Hälfte 
der Investition tragen seine Mit-
glieder, die andere steuerte die 
Behindertenwerkstatt Mosaik bei, 
die den Ökohof betreibt und dort 
rund 70 Menschen beschäftigt.

Wer bei den Projekten des Solar-
vereins mitmachen will, muss 
mindestens 500 Euro einzahlen 

– eine sehr günstige Investition 
in erneuerbare Energien! Der 
Höchsteinsatz pro Anlage liegt 
bei 10.000 Euro, um Großinves
toren fernzuhalten. Schließlich 
geht es hierbei um Bürger
engagement.

Mit Mitteln des Bundes und der 
Arbeitsmarktförderung werden 
künftig in Berlin Langzeitarbeits-
lose zu Energieberatern ausge-
bildet, die – in Zusammenarbeit 
mit Stadtteil- und Quartiersma-
nagement, Wohnungsbaugesell-
schaften bzw. -genossenschaften 

– anderen Hilfestellung bei der 
individuellen Energiereduktion 
geben sollen. Diese Verknüpfung 
von Klimaschutz und Beschäfti-
gungsförderung ist klima- und 
sozialpolitisch beispielgebend.

Klimaschutz geht alle an. Und 
Klimaschutz braucht Partner. In 
Berlin tragen Politik, Wirtschaft 
und Ehrenamtliche gemeinsam 
dazu bei, dass Klimaschutz 
erfolgreich betrieben wird. Und 
damit sind wir auf einem guten 
Weg.
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 Autor: 

Dr. Benjamin-Immanuel Hoff 
Staatssekretär 
Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Umwelt und  
Verbraucherschutz 

Berlin leistet seinen Beitrag zur Erfüllung der deutschen und europäischen CO2-
Reduktionsziele.
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